Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 343 

16. 03. 73 


Sachgebiet 111 


Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) — Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Karl Rietfort, Berlin, gegen die Gültigkeit der Wahl 
zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 37/72 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Verstoß gegen das Bundeswahlgesetz 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

Nichteinhaltung der gesetzlichen Ausschlußfrist 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
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angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 

Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 
370 (372 f.)]. 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen. 


Bonn, den 15. März 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Dr. de With 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 37/72 — des Karl Rietfort, Berlin, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 8. Januar 1973 — eingegan- 
gen beim Deutschen Bundestag am 9. Januar 
1973 — hat der Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Durch die direkte Teilnahme der Berliner mit 
Nebenwohnsitz in Westdeutschland an den Bun- 
destagswahlen sei es dahin gekommen, daß Ber- 
lin im Bundestag über- bzw. falsch repräsentiert 
sei, denn dieselben Berliner, die bei der Wahl 
zum 7. Deutschen Bundestag ihre Stimme ab- 
gegeben hätten, hätten indirekt über das von 
ihnen mitgewählte Abgeordnetenhaus auch an 
der Entsendung der 22 Berliner Abgeordneten 
zum Bundestag mitgewirkt. Würde man anderer- 
seits jenen Berlinern, die vermittels eines Neben- 
wohnsitzes in dem übrigen Bundesgebiet an den 
Bundestagswahlen teilnehmen, abverlangen, daß 
sie auf das Wahlrecht zum Abgeordnetenhaus in 
Berlin zu verzichten hätten, dann würde die Zu- 
sammensetzung der vom Berliner Abgeordneten- 
haus zum Deutschen Bundestag zu entsendenden 
22 Berliner Abgeordneten wahrscheinlich auch 
etwas anders sein. 

Mit Schreiben vom 11. Januar 1973 ist dem Ein- 
spruchsführer mitgeteilt worden, daß sein Ein- 
spruch nicht innerhalb der Einspruchsfrist gemäß 
§ 2 Abs. 4 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) ein- 
gegangen sei. Ihm wurde anheimgestellt, aus 
diesem Grunde seinen Einspruch zurückzuneh- 
men. Von dieser Möglichkeit hat der Einspruchs- 
führer keinen Gebrauch gemacht. 


2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 1 
WPG von der Anberaumung einer öffentlichen 
Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entsdieidungsgründe 

Der Einspruch ist zwar form-, aber nicht fristgerecht 
beim Deutschen Bundestag eingegangen. 

Gemäß § 2 Abs. 4 WPG muß ein Einspruch binnen 
eines Monats nach Bekanntmachung des Wahlergeb- 
nisses beim Deutschen Bundestag eingehen. Da das 
Wahlergebnis am 8. Dezember 1972 im Bundesan- 
zeiger bekanntgemacht wurde, lief die Einspruchs- 
frist, die als Ausschlußfrist zu werten ist, am 8. Ja- 
nuar 1973, 24.00 Uhr ab. 

Da der Einspruchsführer von der ihm eingeräumten 
Möglichkeit, seinen Einspruch zurückzunehmen, kei- 
nen Gebrauch gemacht hat, war sein Einspruch daher 
gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 1 in Verbindung mit § 2 
Abs. 4 Satz 1 WPG wegen Nichteinhaltung der Ein- 
spruchsfrist zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesverfas- 

sungsgericht eingegangen sein. 
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